Stadt "““ -
Laatzen
Der Burgermeister

Satzung der Stadt Laatzen tber die Erhebung von Verwaltungskosten
im eigenen Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung)
(in der Fassung vom 01.04.2017)

Aufgrund der 88 10 und 111 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) und des 8§ 4 des Niedersachsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG)
in der zur Zeit gultigen Fassung hat der Rat der Stadt Laatzen in seiner Sitzung am
02.03.2017 folgende Satzung beschlossen:

8 1 Allgemeines

(1) Far Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstétigkeiten - im nachfolgenden Ver-
waltungstatigkeiten - im eigenen Wirkungskreis der Stadt Laatzen werden nach
dieser Satzung Gebuhren und Auslagen - im nachfolgenden Kosten - erhoben,
wenn die Beteiligten hierzu Anlass gegeben haben. Verwaltungstatigkeiten sind
auch Entscheidungen Uber férmliche Rechtsbehelfe.

(2) Kosten werden auch erhoben, wenn ein auf Vornahme einer kostenpflichtigen Ver-
waltungstatigkeit gerichteter Antrag abgelehnt oder nach Aufnahme der Verwal-
tungstatigkeit vor der Entscheidung zuriickgenommen wird.

(3) Die Erhebung der Kosten auf Grund anderer Rechtsvorschriften bleibt unberthrt

§ 2 Kostentarif

Die Hohe der Kosten bemisst sich nach 8§ 6 (Auslagen) und nach dem Kostentarif, der
Bestandteil dieser Satzung ist.

8 3 Gebuhren

(1) Ist fur den Ansatz einer Gebuhr durch den Kostentarif ein Rahmen (Mindest- und
Hochstsatze) bestimmt, so sind bei der Festsetzung der Gebuhr das Mal3 des Ver-
waltungsaufwandes flr die einzelne Verwaltungstatigkeit oder der Wert des Ge-
genstandes der Verwaltungstatigkeit zur Zeit der Beendigung der Verwaltungsta-
tigkeit zu bertcksichtigen. Die Gebuhr ist auf volle Euro abgerundet festzusetzen.



(2) Wenn Amtshandlungen oder Leistungen ausschlief3lich oder teilweise unter den
Anwendungsbereich des Artikels 13 der Richtlinie 2006/123/EG des Européischen
Parlaments und des Rates vom 12.12.2006 uber Dienstleistungen im Binnenmarkt
(Amtsblatt der Europaischen Union Nr. L376, S. 36) fallen, ist bei der Festsetzung
der Gebuhr lediglich das Mal3 des Verwaltungsaufwandes fur die einzelne Amts-
handlung oder Leistung zu bertcksichtigen.

(3) Ist die Gebuhr nach dem Wert des Gegenstandes der Verwaltungstatigkeit zu be-
messen, so ist der Wert einschlie3lich Umsatzsteuer zugrunde zu legen.

(4) Ist die Gebuhr nach dem Mal3 des Verwaltungsaufwandes zu bemessen, so ist der
erforderliche Zeitaufwand fur die einzelne Verwaltungstatigkeit maRgebend. So-
weit im Kostentarif nichts anderes bestimmt ist, gelten von der Kostenschuldnerin
oder dem Kostenschuldner verursachte Wartezeiten sowie die Zeit fur die An- und
Abfahrten als erforderlicher Zeitaufwand.

(5) Fur die Berechnung von Kosten nach Zeitaufwand werden die jeweils vom Nieder-
sachsischen Finanzministerium durch die Verordnung tber die Gebuhren und
Auslagen fur Amtshandlungen und Leistungen (Allgemeine Gebihrenordnung -
AlIGO -) bekanntgegebenen Stundensétze in der aktuell verfligbaren Fassung an-
gewendet.

(6) Werden mehrere gebuhrenpflichtige Verwaltungstatigkeiten nebeneinander vorge-
nommen, so ist fir jede Verwaltungstatigkeit eine Gebuhr zu erheben.

(7) Wird ein Antrag auf Vornahme einer Verwaltungstatigkeit
a. ganz oder teilweise abgelehnt, oder
b. zurickgenommen, bevor die Verwaltungstatigkeit beendet ist,
so kann die Gebuhr bis auf ein Viertel des vollen Betrages ermalf3igt werden.

(8) Wird ein Antrag wegen Unzustandigkeit abgelehnt oder beruht er auf unverschul-
deter Unkenntnis, so kann die Gebuhr aul3er Ansatz bleiben.

(9) Wird eine zunachst abgelehnte Verwaltungstatigkeit auf einen Rechtsbehelf hin
vorgenommen, so wird die fur die Ablehnung erhobene Gebilhr angerechnet.



8§ 4 Rechtsbehelfsgebiihren

(1) Soweit ein Rechtsbehelf erfolglos bleibt, betragt die Gebduhr fir die Entscheidung
Uber den Rechtsbehelf das Eineinhalbfache der Gebuhr, die fur die angefochtene
Entscheidung anzusetzen war. War fur die Verwaltungstatigkeit keine Gebuhr fest-
zusetzen, so richtet sich die Gebihr nach Nr. 16 des Kostentarifs. Soweit der
Rechtsbehelf Erfolg hat, sind nur die Kosten fir die vorzunehmende Amtshand-
lung zu erheben.

(2) Wird dem Rechtsbehelf teilweise stattgegeben oder wird er ganz oder teilweise
zuriickgenommen, so ermafigt sich die sich aus Absatz 1 ergebende Gebuhr
nach dem Umfang der Abweisung oder der Ricknahme, im Falle der Riicknahme
auf hochstens 25 von Hundert.

(3) Wird der Bescheid tber einen formlichen Rechtsbehelf ganz oder teilweise aufge-
hoben oder zuriickgenommen, so sind die gezahlten Rechtsbehelfskosten ganz
oder teilweise zu erstatten, es sei denn, dass die Aufhebung allein auf unrichtigen
oder unvollstandigen Angaben desjenigen beruht, der den Rechtsbehelf eingelegt
hat.

8 5 Gebuhrenbefreiungen

(1) Gebuhren werden nicht erhoben fir
1. maundliche Auskinfte,

2. Zeugnisse und Bescheinigungen in folgenden Angelegenheiten:
a. Arbeits- und Dienstleistungssachen,
b. Besuch von Schulen,
c. Zahlung von Ruhegehéltern, Witwen- und Waisengeldern, Krankengel-
dern, Unterstitzungen und dergleichen aus 6ffentlichen und privaten Kas-
sen,

d. Nachweise der Bedurftigkeit,

3. Verwaltungstatigkeiten, die die Stundung, die Niederschlagung oder den Er-
lass von Verwaltungskosten betreffen,

4. Bescheinigungen in Steuersachen (ehemalige steuerliche Unbedenklichkeits-
bescheinigungen) fir die Vergabe 6ffentlicher Auftrage,

5. Verwaltungstatigkeiten, zu denen



(2)

®3)

a. in Ausubung offentlicher Gewalt eine andere Behérde im Lande, eine Be-
horde des Bundes oder die Behorde eines anderen Bundeslandes Anlass
gegeben hat, es sei denn, dass die Gebuhr einem Dritten zur Last zu le-
gen ist,

b. Kirchen und andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften des
offentlichen Rechts einschlielich ihrer 6ffentlich-rechtlichen Verbénde,
Anstalten und Stiftungen zur Durchfiihrung von Zwecken i. S. des 8§ 54 der
Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung Anlass gegeben ha-
ben, es sei denn, dass die Gebuhr einem Dritten zur Last zu legen ist.

Von der Erhebung einer Gebiihr kann auf3er den in Absatz 1 genannten Fallen
ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn daran ein offentliches Interesse be-
steht.

Die Absatze 1 und 2 werden bei Entscheidungen tber Rechtsbehelfe nicht ange-
wendet.

8§ 6 Auslagen

(1)

(2)

3)

Werden bei der Vorbereitung oder bei der Vornahme einer Verwaltungstatigkeit
Auslagen notwendig, die nicht bereits mit der Gebiuhr abgegolten sind, so hat der
Kostenschuldner sie zu erstatten; dies gilt auch, wenn eine Gebihr nicht zu ent-
richten ist. Auslagen hat der Kostenschuldner auch dann zu erstatten, wenn sie
bei einer anderen am Verfahren beteiligten Behdrde entstanden sind; in diesen
Fallen findet ein Ausgleich zwischen den Behorden nur statt, wenn die Auslagen
im Einzelfall 25,00 Euro tbersteigen. Als Auslagen gelten auch Kosten, die einer
am Verfahren beteiligten Behotrde entstanden sind, ohne dass sie gegenseitig
ausgeglichen werden.

Auslagen kénnen insbesondere Aufwendungen sein fir:

Leistungen Dritter und anderer Behdrden,

technische Untersuchungen und Laboruntersuchungen,

Zustellungen und offentliche Bekanntmachungen,

Dienstreisen und Dienstgénge,

Zeugen, Sachverstandige, Dolmetscher und Ubersetzer,

Abschriften, Ausziige, Kopien und zusatzliche Ausfertigungen,
Datentrager, mit denen Daten in elektronischer Form geliefert werden,
Telekommunikations- und Postdienstleistungen,

die Beforderung und Verwahrung von Sachen sowie

10 anlasslich der Amtshandlung entstehende Umsatzsteuer.

N ~wNE

Beim Verkehr mit den Behérden des Landes und beim Verkehr der Gebietskorper-
schaften im Lande untereinander werden Auslagen nur erhoben, wenn sie im Ein-
zelfall den Betrag von 25,00 Euro tbersteigen.



8§ 7 Kostenschuldner

(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, wer zu einer Verwaltungstatigkeit Anlass
gegeben hat.

(2) Kostenschuldner nach 8 4 ist derjenige, der den Rechtsbehelf eingelegt hat.

(3) Mehrere Kostenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 8 Entstehung der Kostenschuld

(1) Die Gebuhrenschuld entsteht mit der Beendigung der Verwaltungstatigkeit oder
mit der Ricknahme des Antrages.

(2) Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu
erstattenden Betrages.

8§ 9 Falligkeit und Beitreibung

(1) Die Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung an den Kosten-
schuldner fallig, wenn nicht die Stadt Laatzen einen spateren Zeitpunkt bestimmit.

(2) Verwaltungstatigkeiten kbnnen von der vorherigen Zahlung der Kosten oder von
der Zahlung oder Sicherstellung eines angemessenen Kostenvorschusses abhén
gig gemacht werden. Soweit der Vorschuss die endgultige Kostenschuld tber-
steigt, ist er zu erstatten.

(3) Die Beitreibung der Verwaltungskosten erfolgt nach dem Niedersachsischen Ver-
waltungsvollstreckungsgesetz.

§ 9a Saumniszuschlag

(1) Werden die Kosten nicht bis zum Ablauf eines Monats nach dem Falligkeitstag
entrichtet, so kann fur jeden angefangenen Monat der Sdumnis ein S&umniszu-
schlag von eins vom Hundert des rickstandigen Betrages erhoben werden, wenn
dieser 50,00 Euro Ubersteigt. Fir die Berechnung des Saumniszuschlages ist der
rickstandige Betrag auf 50,00 Euro nach unten abzurunden.

(2) Als Tag, an dem eine Zahlung entrichtet worden ist, gilt

1. bei Ubergabe oder Ubersendung von Zahlungsmitteln an die Stadtkasse
oder Zahlstelle der Tag des Eingangs;



2. bei Uberweisung oder Einzahlung auf ein Konto der Stadt Laatzen, an dem
der Betrag der Kasse oder Zahlstelle gutgeschrieben wird.
8 10 Anwendung des Niedersachsischen Verwaltungskostengesetzes
Soweit diese Satzung keine Regelung enthalt, finden nach 8 4 Abs. 4 NKAG die Vor-
schriften des Niedersachsischen Verwaltungskostengesetzes in ihrer jeweils gelten-
den Fassung sinngemaf Anwendung.
8 11 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Laatzen tber die Erhebung von Verwal-

tungskosten im eigenen Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung) in der Fas-
sung vom 06.07.2000 aul3er Kraft.

Laatzen, den 24.03.2017

Der Burgermeister

Jurgen Kéhne



Kostentarif zur Verwaltungskostensatzung (8 2)

Gebuhren (8 3 Verwaltungskostensatzung) und Pauschbetréage fir Auslagen (8 6 Abs.
2 Verwaltungskostensatzung)

Lfd.
Nr.

11

111

1.1.2

1.2

Gegenstand

Fertigung von Fotokopien, Ausfertigungen,
Abschriften, Durchschriften sowie Bearbei-
tung, Erstellung und Uberlassung elektroni-
scher Dateien

Herstellen von Ausfertigungen, Abschriften,
Durchschriften und Fotokopien durch Beschaf-
tigte der Stadt Laatzen

im Format DIN-A5 bis DIN-A4 mit einem Kopier-
oder Multifunktionsgeréat

im Format DIN-A3 bis DIN-A1 mit einem Kopier-
oder Multifunktionsgeréat

Bearbeiten, Erstellen (z.B. durch Scannen von
Dokumenten) und Uberlassen elektronischer
Dateien z.B. per E-Mail oder auf CD/DVD/USB-
Stick/Speicherkarte etc.

AnmerkungzuNr. 1.2

Fur das Uberlassen elektronischer Dateien auf

CD/DVD/USB-Stick/Speicherkarte etc. sind die

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten der Da-
tentrager gesondert als Auslagen zu erheben.

Beglaubigungen von Abschriften, Ablichtun-
gen, Vervielfaltigungen und Unterschriften
oder Handzeichen sowie Ausstellen von
Zeugnissen, Bescheinigungen und Auswei-
sen, wenn keine andere Gebihr vorgeschrie-
ben ist

AnmerkungzuNr. 2:
Leistungen mit groRerem Arbeitsaufwand wer-
den je angefangene Viertelarbeitsstunde be-

rechnet

Akteneinsicht, Auskinfte

Gebuhr / Pauschbetrag

nach Zeitaufwand

nach Zeitaufwand
zuzlglich 0,70 €
je Seite

nach Zeitaufwand

5,00 €



3.1

3.2

3.3

Einsicht in Akten, Register, Karteien und der- nach Zeitaufwand
gleichen - ausgenommen nach 8 72 Abs. 1

NBauO -, soweit sie nicht zur Einsichtnahme 6f-

fentlich ausgelegt sind und wenn in einer ande-

ren Tarifnummer keine Gebihren vorgesehen

sind

AnmerkungzuNr. 3.1

a) Eine Gebuhr wird nicht erhoben, wenn die
Akteneinsicht in einem laufenden Verfahren an
Verfahrensbeteiligte gewahrt wird.

b) Die Aufwendungen, die Dritten fur die Ver-
sendung der Akten zu zahlen sind, sind in der
Gebihr nicht enthalten und gesondert als Aus-
lagen zu erheben.

Auskiinfte aus Akten, Registern, Karteien und 5,00 €
dergleichen

AnmerkungzuNr. 3.2

Wenn besondere Ermittlungen erforderlich sind,
werden diese je angefangene Viertelarbeits-
stunde berechnet.

Auskinfte zum Besoldungs-, Versorgungs- und nach Zeitaufwand
Tarifrecht

AnmerkungzuNr. 3.3:

Fur Ausklnfte, um die auf Grund eines beste-
henden oder friiheren Dienst- oder Arbeitsver-
haltnisses in eigener Besoldungs-, Vergutungs-
oder Tarifangelegenheit ersucht wird, werden
Gebuhren nicht erhoben.

Fertigung von Niederschriften

Schriftliche Aufnahme eines Antrages oder ei- nach Zeitaufwand
ner Erklarung, die von Privatpersonen zu deren
Nutzen gewlnscht wird

AnmerkungzuNr. 4:

Die Niederschrift Gber die Erhebung von
Rechtsbehelfen ist hiervon ausgenommen.



Genehmigungen, Erlaubnisse, Ausnahmebe- nach Zeitaufwand
willigungen und andere zum unmittelbaren

Nutzen der Beteiligten vorgenommene Ver-

waltungstatigkeiten, wenn keine andere Ge-

bihr vorgeschrieben ist

Verwaltungstatigkeiten, die nach Art und nach Zeitaufwand
Umfang in der Gebuhrensatzung nicht naher

bestimmt werden kdnnen und die mit beson-

derer Mihewaltung verbunden sind

Ausstellen eines Zeugnisses uber das Nicht- 45,00 €
bestehen bzw. die Nichtausibung eines Vor-

8.1

8.2

8.3

8.4

8.5

8.6

kaufsrechts (Negativzeugnis) nach § 28 Abs.
1 Satz 3 BauGB

Steuer- und Abgabeangelegenheiten

Bescheinigung Uber den Stand des Abgaben- 5,00 €
kontos sowie Bescheinigungen tber Abgaben

fur jedes Haushaltsjahr

Zweitausfertigungen von Steuer- und Abgabe- 5,00 €
bescheiden oder sonstigen Quittungen

Ersatzsticke fur verlorengegangene Hunde- 5,00 €

steuermarken

Feststellungen aus Konten und Akten mit au-
Rergewdhnlichem Personaleinsatz je angefan-
gene Viertelarbeitsstunde

nach Zeitaufwand

Bescheinigung in Steuersachen, soweit nicht § 20,00 €
5 Abs. 1 Ziff. 4 Anwendung findet
Nachforschung nach dem Verbleib einer Uber- 5,00 €

weisung
AnmerkungzuNr. 8.6:

1. Die Gebihr wird nicht erhoben, wenn die
Nachforschung ergeben hat, dass der in Frage
stehende Betrag dem Empfanger nicht gutge-
schrieben bzw. nicht an ihn ausgezahlt worden
ist.



9.1

9.2

10

11

12

13

13.1

2. Der Betrag, der von der Stadtkasse flr die
Nachforschung an das kontoftihrende Kreditin-
stitut zu zahlen ist, ist in der Gebuhr nicht ent-
halten und wird deshalb gesondert als Auslage
erhoben.

Anliegerbescheinigungen

Anliegerbescheinigung Uber Beitrage nach dem
Baugesetzbuch (BauGB) und dem NKAG (Er-
schlieBungs- und Stral3enbaubeitragsbescheini-

gung)

AnmerkungzuNr 9.1

Leistungen mit groRerem Arbeitsaufwand, wer-
den je angefangene Viertelarbeitsstunde be-
rechnet.

Zweitausfertigungen von Anliegerbescheinigun-
gen (Erschliel3ungs- und Stral3enbaubeitragsbe-
scheinigungen)

Genehmigung und Uberwachung von Arbei-
ten, die fir Rechnung Dritter von Unterneh-
mern an Stral3en, Platzen, Kanalen und
sonstigen Anlagen ausgefiihrt werden (Auf-
bruchgenehmigung)

Feststellungen, Besichtigungen, Gutachten,
Bauleitungen, Auszlige, technische Arbei-
ten, wenn keine andere Gebuhr vorgeschrie-
ben ist

Genehmigung von Hochbordabsenkungen
bzw. Gehweglberfahrten

Genehmigungen und Erlaubnisse nach der
geltenden Abwasserbeseitigungssatzung
der Stadt Laatzen

Entwasserungsgenehmigung fur ein Gebaude
bzw. eine bauliche Anlage, das bzw. die an die
Abwasseranlage angeschlossen werden soll

AnmerkungzuNr. 13.1:

Bei groReren baulichen Anlagen oder Gebau-
den sowie bei einer Mehrzahl dieser, wird der

30,00 €

5,00 €

nach Zeitaufwand

nach Zeitaufwand

nach Zeitaufwand

60,00 €



13.2

13.3

13.4

13.5

13.6

13.7

13.8

13.9

14

15

15.1

Zeitaufwand je angefangene Viertelstunde be-
rechnet.

Rucknahme des Entwasserungsantrages

Abnahme der Abwasseranlagen
Sonstige PriufungsmalRnahmen

Befreiung vom Anschluss- und / oder Benut-
zungszwang

Genehmigung zur Einleitung von Abwasser au-
Bergewdhnlicher Art in die gemeindlichen Ab-
wasseranlagen nach § 8 der Abwasserbeseiti-
gungssatzung

Verlangerung der Genehmigung zur Einleitung
von Abwasser aul3ergewohnlicher Art in die ge-
meindlichen Abwasseranlagen

Widerruf der Genehmigung / Ricknahme des
Genehmigungsantrages

Entnahme und Untersuchung von Abwasserpro-
ben, die durch satzungswidrige Benutzung oder
satzungswidriges Handeln des Anschlussneh-
mers erforderlich werden

AnmerkungzuNr. 13.9:

Die Kosten flr die Untersuchung durch Dritte
werden neben dieser Gebuhr nach § 8 Abs. 14
der Abwasserbeseitigungssatzung als Auslagen
erhoben.

Ausnahmen nach 8§ 24 Abs. 8i.V. m. Abs. 7
des Niedersachsischen Stralengesetzes

40,00 €

Archiv
Familiengeschichtliche Auskiinfte

Anmerkungzulfd. Nr. 15.1:

50 % der nach
13.1 erhobenen
Gebihr

nach Zeitaufwand

nach Zeitaufwand

60,00 €

nach Zeitaufwand

50 % der nach
13.6 erhobenen
Gebhr

25 % der nach
13.6 erhobenen
Gebuhr

nach Zeitaufwand

bis 500,00 €

nach Zeitaufwand



15.2

15.3

153.1

15.3.2

15.3.3

16

16.1

16.2

Als Arbeitszeit zahlen auch Fahrzeiten zum und
vom Archiv sowie Zeiten des Suchens nach Ar-
chivakten.

Schriftliche Auskunft aus Urkunden und alten
Akten

Anmerkungzu Nr.15.2:

Als Arbeitszeit zahlen auch Fahrzeiten zum und
vom Archiv sowie Zeiten des Suchens nach Ar-
chivakten.

Benutzung des Archivs

fur einen Tag

fr eine Woche

fur langere Zeit bis zu

Hinweis zu Nr. 15.3.1 bis 15.3.3

Die Nutzung des Stadtarchivs zu wissenschatftli-
chen und heimatkundlichen Zwecken sowie im
Rahmen schulischer und beruflicher Ausbildung
ist gebuUhrenfrei. Fir die Benutzung und Aus-
kunftserteilung zu wissenschaftlichen Zwecken
sowie bei Durchfiihrung von Arbeiten, die der
Berufsbildung dienen, sind lediglich die baren
Auslagen zu erstatten.

Rechtsbehelfe

fur Entscheidungen tber formliche Rechtsbe-
helfe, soweit nicht § 4 Abs. 1 Satz 1 der Verwal-
tungskostensatzung anzuwenden ist und der
Rechtsbehelf erfolglos bleibt oder der Rechtsbe-
helf Erfolg hat, die angefochtene Verwaltungsta-
tigkeit aber auf Grund unrichtiger oder unvoll-
standiger Angaben vorgenommen bzw. abge-
lehnt worden ist, einschlief3lich der Entscheidun-
gen Uber Widerspriche Dritter werden 50 % der
Satze der Kostentabelle nach Anlage 2 zu § 34
des Gerichtskostengesetzes in der jeweils gel-
tenden Fassung erhoben,

mindestens jedoch

gegen andere Malinahmen ohne Streitwert,

nach Zeitaufwand

5,00 €
15,00 €

50,00 €

50,00 €

nach Zeitaufwand



mindestens jedoch
AnmerkungzuNr. 16.2:

Kostenfrei sind jedoch Widerspruchsverfahren,
die durch einen im Dienst der Stadt stehenden
oder inzwischen ausgeschiedenen Beamten,
Angestellten, Lohnempfanger, Versorgungs-
empfanger oder einen Hinterbliebenen dieser
Personengruppen veranlasst werden, soweit sie
sich auf das bestehende oder frihere Dienst-,
Arbeits- oder Versorgungsverhaltnis beziehen.

Fur die Berechnung der Kosten nach Zeitaufwand ist folgendes zu beachten:

50,00 €

Eingesetztes Personal Pro Pro %2 Pro ¥4
Arbeits- | Arbeits- | Arbeits-
stunde stunde | stunde

Einfacher Dienst/ 40,00 € | 20,00 € | 10,00 €

Laufbahngruppe 1,

1. Einstiegsamt

(A2-A5; EG 2-EG 5)

Mittlerer Dienst/ 50,00€ |25,00€ |12,50¢€

Laufbahngruppe 1,

2. Einstiegsamt

(A5-A9; EG5-EG9)

Gehobener Dienst/ 63,00€ |31,50€ |15,75€

Laufbahngruppe 2,

1. Einstiegsamt

(A 9-A13; EG 9-EG 13)

Hoherer Dienst/ 78,00€ |39,00€ |19,50€

Laufbahngruppe 2,

2. Einstiegsamt

(A 13-A 16; EG 13-EG 16)

Fur die Berechnung nach Minuten gilt:

pro Arbeitsstunde 40 € = 0,67 €/Minute
pro Arbeitsstunde 50 € = 0,83 €/Minute
pro Arbeitsstunde 63 € = 1,05 €/Minute
pro Arbeitsstunde 78 € = 1,30 €/Minute

Die pauschalierten Stundensatze sind auch bei der Ermittlung des Verwaltungs-auf-
wandes fur Tarifbeschaftigte vergleichbarer Entgeltgruppen zugrunde zu legen.







	Der Bürgermeister

